Offener Brief von ……(Anzahl) Solarunternehmen der Wahlkreise
Wahlkreis 1 (benennen)

Wahlkreis 2 (benennen)

……………………………….
An die Bundestagsabgeordneten der CDU/CSU und FDP

Vorname Nachname, Partei

Vorname Nachname, Partei


Datum
Sehr geehrte Damen und Herren,

Wirtschaftsminister Rösler hat zusammen mit Umweltminister Röttgen eine Änderung des Erneuerbaren Energien Gesetzes (EEG) vorgelegt.

Die Gesetzesänderung sieht eine massive Kürzung der Solarförderung vor. 
Im Vergleich zum Dezember 2011 sollen die Fördersätze im Jahr 2012 um bis zu 40 % gesenkt werden. Zusätzlich soll die Größe des deutschen Solarmarktes innerhalb von fünf Jahren um mehr als 75 % reduziert werden (von 7,5 Gigawatt auf 0,9-1,9 Gigawatt).
Wir weisen darauf hin:

· Im deutschen Solarmarkt sind mehr als 100.000 Menschen beschäftigt. Die überwiegende Zahl davon im Handwerk. 
      Ist Ihnen klar, was mit 100.000 Arbeitsplätzen passiert, wenn der Solarmarkt willkürlich    

      zusammengeschrumpft wird?
· Durch die Kostensenkungen der letzten Jahre hat Solarstrom heute die Grenze zur Wirtschaftlichkeit erreicht. Die Gesetzesänderung behindert aktiv den weiteren Ausbau der Solarenergie.  
· Solarer Eigenverbrauch kostet lediglich 8,05 ct/kWh und ist somit DER Billigmacher der Kosten der Energiewende. Daher ist es absolut falsch, Solarstrom aktiv zu verhindern.
· Solarstrom ist schnell ausbaubar und eine wichtige Säule der Energiewende. 
· Neue Regelungen sollen innerhalb von 2 Wochen in Kraft treten und auf in der Planung befindlichen Projekte angewendet werden. Das ist willkürliche Zerstörung von zahlreichen laufenden Projekten. Der Vertrauensschutz wird mit Füßen getreten. 
· Über eine Verordnung soll es zukünftig einen Freibrief für das Wirtschafts- und Umweltministerium geben, über die Förderung bestimmen zu dürfen ohne den Bundestag einzubinden. Das ist eine Nichtachtung und Entmündigung der Bundestagsabgeordneten und somit der Stimme des Volkes. 
Wenn Sie der Gesetzesänderung zustimmen, dann sind Sie persönlich dafür verantwortlich, dass Arbeitsplätze in Ihren Wahlkreisen verloren gehen.

Wenn Sie dieser Gesetzesänderung zustimmen, dann sind Sie persönlich für den Ausstieg aus der Solarenergie und der Energiewende verantwortlich.

Wenn Sie dieser Gesetzesänderung zustimmen, dann sind Sie persönlich für völlig unnötig herbeigeführte Insolvenzen der Solarunternehmen verantwortlich.
Wenn Sie der Gesetzesänderung zustimmen, dann entmündigen Sie sich selbst und somit der Vertretung der Interessen Ihres lokalen Wirkungskreises und der Stimmen die Sie vertrauensvoll gewählt haben.
Wollen Sie dafür die Verantwortung tragen? Sie können es verhindern. Stimmen Sie gegen die Gesetzesänderung! 
Mit vertrauensvollen Grüßen

Die Solarunternehmen Ihrer Wahlkreise

Auflistung aller Solarunternehmen mit Unterschrift
